
Die Leistungen im Bildungsbereich regelmässig messen 
Der erste Bildungsbericht liegt vor: Er liefert wichtige Zahlen, Daten und weitere Fakten, auf deren Grundlage nun gearbeitet werden kann. 

Wo steht das liechtensteinische 
Bildungssystem? Diese Frage 
beantwortet ein rund 250-seiti-
ger Bericht, den das Liechten-
stein-Institut im Auftrag der Re-
gierung und auf Grundlage der 
Bildungsstrategie erstellt hat. 
Für die Verantwortlichen ist er 
ein wichtiges Instrument, da die 
Zahlen Vergleiche mit anderen 
Ländern zulassen und gleich-
zeitig aufzeigen, wo allfällige 
Handlungsfelder bestehen. Am 
Dienstag wurde der Bericht, der 
alle vier Jahre erscheinen und 
sich am Bericht der Schweiz ori-
entieren soll, in Bendern vorge-
stellt. 

Ein Monitoring – und  
zwei Schwerpunkte 
«Das Bildungssystem ist nie 
fertig. Es ist ein Spiegel der Ge-
sellschaft, das fortlaufend ge-
fordert ist und auf neue Ent-
wicklungen eingehen muss», 
zeigte Bildungsministerin Do-
minique Hasler die Herausfor-
derungen auf. Demzufolge wer-
de viel gemacht, auch die Lehr-
personen seien stark gefordert, 
sagte sie und bedankte sich für 
deren grossen Einsatz. Umso 
wichtiger sei es, diese Leistun-
gen zu messen und vergleichen 
zu können.  

Der Bericht «stellt für uns 
eine wichtige Grundlage dar, 

auf welcher wir arbeiten kön-
nen. Er zeigt uns, an welchen 
Stellschrauben allenfalls ge-
dreht werden kann», bestätigte 
Rachel Guerra vom Schulamt 
die Wichtigkeit der nun vorlie-
genden Daten. Der Bericht geht 
aber weit über eine reine Da-
tendarstellung hinaus, er stellt 
eine eingehende Analyse der 
Leistungsfähigkeit und Perfor-
manz des Bildungssystems dar. 
Er besteht aus zwei Teilen. Der 
erste Teil, der als Bildungsmo-
nitoring und -controlling konzi-
piert ist, bildet den wiederkeh-
renden Teil der Bildungsberich-
te. Der zweite Teil widmet sich 
hingegen schwerpunktmässig 
bis zu zwei Themen im Detail, 
die jeweils variieren. Für den 
ersten Bildungsbericht wurden 
die Schwer punkte «Bildung un-
ter Pandemiebedingungen»
und «Entwicklungen im Mint-
Bereich» gewählt.  

Mit der Pandemie  
«gut arrangiert» 
Generell zeigt der Bericht eine 
durchwegs hohe Qualität des 
Bildungssystems. Auf den 
Schwerpunkt «Pandemie» be-
zogen, zeigen empirischen Er-
gebnisse, dass bei kurzen Schul-
schliessungen ein geringer Teil 
der Kinder und Jugendlichen 
kleinere Wissens- und Kompe-

tenzrückstände aufgebaut ha-
ben könnte. «Diese Kompe-
tenzrückstände dürften sich mit 
dem kompetenzorientierten und 
individualisierten Unterricht in 
Liechtenstein aber gut schlies-
sen lassen», kommt der Bericht 
zum Schluss. Positiv erwähnt 
wird ausserdem die relativ 
kurze Dauer der kompletten 
und teilweisen Schulschliessun-
gen, aber auch die Infrastruktur 

und die Ausstattung mit mobi-
len Endgeräten. «Sie war flä-
chendeckend vorhanden, so-
dass für den Fernunterricht gute 
Bedingungen vorlagen.» Man 
habe sich also mit der Pandemie 
«arrangiert», auch wenn diese 
psychisch natürlich eine grosse 
Herausforderung dargestellt 
habe. Das belegen vor allem die 
Abschlussklassenbefragungen 
an bei den Maturitätsschulen im 

Jahr 2022. «Sie zeigen im Hin-
blick auf den Kompetenzaufbau 
in den wichtigsten Fächern 
gleich hohe Ergebnisse an wie 
beim Vor-Corona-Maturajahr-
gang 2019», so Budimir.  

Die Ergebnisse des zweiten 
Schwerpunkts zeigen ebenfalls 
Erfreuliches: So zeichnet sich 
bei den Lernenden in Mint-Be-
rufen wie auch bei den Studie-
renden von Mint-Fä chern ein 

ansteigender Verlauf ihrer An-
teile ab. Der Mint-Anteil sei mit 
42 Prozent im Lehrjahr 
2021/22 bei den Lernenden re-
lativ hoch und schei ne gut aus-
geschöpft zu sein. Bei den Stu-
dierenden sei der Mint-Anteil 
mit 23,6% hingegen viel niedri-
ger als bei den Lernen den. Der 
internationale Vergleich weise 
auf ein unausgeschöpftes Po-
tenzial hin. Nachdem bei den 
Frauen die Mint-Anteile auf al-
len Ausbildungspfaden tiefer 
seien, liege auch hier ein grös-
seres unausgeschöpftes Poten-
zial, «dessen Hebung nicht nur 
dem Fachkräftemangel entge-
genwirken, sondern zu einer 
egalitäreren Entlohnung zwi-
schen den Geschlechtern füh-
ren würde». Unabdingbar zur 
Erhöhung der Mint-Anteile sei 
daher ein guter und effektiver 
Unterricht in Mathematik und 
Naturwissenschaften, der nicht 
nur die notwendigen Kompe-
tenzen gewährleiste, sondern 
auch die Selbstwirksamkeit und 
das Interesse für die Fächer 
stärke. 
 
Desirée Vogt 

Hinweis 
Der komplette Bildungsbericht 
ist online zu finden unter www. 
liechtenstein-institut.li/news

Thomas Meier (Direktor Liechtenstein-Institut), Autorin Kristina Budimir, Rachel Guerra (Schulamt), Werner 
Kranz (Amt für Berufsbildung) sowie Bildungsministerin Dominique Hasler (v. l.). Bild: D. Schwendener

Radio-Abstimmung: VU-Chefkandidatin 
Haas von Parteivorstand überstimmt 
Mit seiner Parolenfassung zur Radio-Abstimmung sorgt der VU-Parteivorstand für Aufsehen. Parteipräsident Zwiefelhofer relativiert. 

David Sele 
 
Wenn eine Abstimmung unmit-
telbar mit dem Wahlkampf für 
die Landtagswahlen zusammen -
fällt, kann das politische Parkett 
schnell zum Glatteis werden. 
Dies zeigt sich nun im Vorfeld 
der Abstimmung vom 27. Okto-
ber über die Zukunft von Radio 
Liechtenstein. Während sich die 
VU-Regierungschefkandidatin 
Brigitte Haas klar für ein Nein 
zur DpL-Initiative ausspricht, 
sind die beiden ande ren Regie-
rungskandidaten der VU, Hu-
bert Büchel und Emanuel 
Schädler, für ein Ja zur Aufhe-
bung des Rundfunkgesetzes. 
Angesichts dieser Positionie-
rungen rechneten politische Be-
obachter damit, dass das zweit-
höchste Gremium der VU, der 
Parteivorstand, auf eine Paro-
lenfassung verzichten und die 
Stimmfreigabe beschlies sen 
wer de. Am Montagabend kam 
es dann jedoch anders: Der VU-
Parteivorstand empfiehlt am 27. 
Oktober ein Ja zur DpL-Initiati-
ve und überstimmt damit die ei-
gene Chefkandidatin. 

Zwiefelhofer: Keine  
Positionierung gegen Haas 
Die 40 anwesenden Vorstands-
mitglieder hätten durchaus auch 
über die Option der Stimmfrei-
gabe diskutiert, erklärt VU-Prä-
sident Thomas Zwiefelhofer am 
Tag danach gegenüber dem 

«Vaterland». «Eine klare Mehr-
heit hat sich dann aber für eine 
Parolenfassung ausgesprochen. 
Wir sehen es auch als unsere 
Aufgabe als Partei, der Bevölke-
rung eine Stimmempfehlung 
abzugeben», so Zwiefelhofer. 
Um ein Votum der VU-Basis 
handle es sich dabei aber nicht, 
schliesslich zähle die Partei 
1800 Mitglieder. Und in der Ei-
genwahrnehmung positioniere 

sich der Parteivorstand mit der 
Ja-Parole auch nicht gegen Re-
gierungschefkandidatin Brigitte 
Haas. Unterschiedliche Mei-
nungen zu Sachthemen seien in 
der VU als Volkspartei sogar er-
wünscht. «Für Brigitte überwie-
gen die Argumente, Radio L 
nochmals eine Chance zu ge-
ben. Sie ist nicht per se gegen 
die Privatisierung, aber sie fin-
det, dass dem Sender diesfalls 

noch etwas mehr Zeit gewährt 
werden sollte, um diesen Pro-
zess sauber vorzubereiten», er-
klärt Zwiefelhofer.  Die Mehr-
heit der Parteivorstandsmitglie-
der traue der Sache aber nicht. 
«Man glaubt nicht, dass bei ei-
nem Nein die Privatisierung tat-
sächlich ernsthaft angegangen 
wird, und war daher mehrheit-
lich der Ansicht, dass das Volk 
jetzt diesen Entscheid fällen 
sollte. Auch die vom Landtag 
gesprochenen jährlichen knapp 
vier Millionen sind vielen Vor-
standsmitgliedern einfach viel 
zu hoch», so Zwiefelhofer. 

Dem VU-Präsidenten ist es 
jedoch wichtig, zu betonen: 
«Mit der Ja-Parole sprechen wir 
uns keinesfalls gegen Radio L 
aus. Im Gegenteil. Wir erwar-
ten, dass bei einem Ja endlich 
ernsthaft und zügig Alternati-
ven geprüft werden. Konkret 
zum Beispiel ein Konzessions-
modell.» 

Haas: Kann nicht Anspruch 
stellen, dass Partei mir folgt 
Brigitte Haas selbst zeigte sich 
ob des Votums des Parteivor-
standes am Dienstag gefasst. 
Wichtig sei, dass eine offene 
Diskussion geführt worden sei, 
sagte Haas in einem Interview 
mit Radio L. Zum Charakter ei-
ner Volkspartei gehöre auch ein 
breites Meinungsspektrum. Und 
sie könne nicht den Anspruch 
erheben, dass die Partei ihrer 

Meinung folgen müsse, erklärte 
Haas. 60 Prozent des Parteivor-
standes würden nun ihre Hal-
tung bezüglich der DpL-Initia-
tive zwar nicht teilen. Sie bleibe 
dennoch bei ihrem Standpunkt, 
dass Radio L die Chance gege-
ben werden sollte, aus einer Po-
sition der Stärke den Weg einer 
allfälligen Privatisierung zu be-
schreiten, so Haas im Interview 
mit dem Landessender. 

VU und FBP erstmals seit 
2009 mit konträren Parolen 
Die Parolenfassung der VU hat  
jedenfalls beinahe historischen 
Charakter. Sie richtet sich nicht 
nur gegen die Meinung der VU-
geführten Regierung und der 
Chefkandidatin. Nachdem der 
FBP-Landesvorstand am Diens -
tag abend erwartungsgemäss 
die Nein-Parole beschlossen 
hat, ist nun auch klar: Zum ers-
ten Mal seit der Abstimmung 
über die Bildungsreform SPES 
im Jahr 2009 geben die Gross-
parteien konträre Abstimmungs -
parolen heraus.  

Setzt die VU damit auch ei-
nen Punkt mit Blick auf den 
Wahlkampf? Das Radiodossier 
ist immerhin derzeit in der Ver-
antwortung von FBP-Minis te -
rin Sabine Monauni. Und auch 
nahezu alle Exponenten der 
Bürgerpartei machen sich für 
Radio L und damit für ein Nein 
zur DpL-Initiative stark. «Die 
FBP war am Montagabend 

überhaupt kein Thema für 
uns», winkt VU-Präsident 
Zwiefelhofer auf Nachfrage ab. 
Es gehe einzig und allein um die 
Sachfrage. «Wir haben über  
Radio L diskutiert, über die Zu-
kunft und Sinnhaftigkeit eines 
öffentlich-rechtlichen Rund-
funks, über den Leistungsauf-
trag. Nun mag es sein, dass die 
FBP eine Nein-Parole be-
schliesst, vielleicht auch, weil 
ihre Ministerin und ihr Partei-
präsident sich dafür einsetzen. 
In unserem Parteivorstand gab 
es dazu aber keine Überlegun-
gen in diese Richtung», sagt 
Zwiefelhofer.  

Zwiefelhofer: In der  
Koalition korrekt verhalten 
Auch als Koalitionspartner der 
FBP habe sich die VU seiner 
Ansicht nach korrekt verhalten. 
Immerhin stelle sich die VU-ge-
führte Regierung klar gegen die 
Initiative und insbesondere Re-
gierungschef Daniel Risch habe 
seine Meinung auch klar kund-
getan, erinnert Zwiefelhofer. 
«Die Koalition hat sich in der 
Regierung und im Landtag 
mehrheitlich für die neue Fi-
nanzierung von Radio L ent-
schieden. Der Entscheid des 
VU-Parteivorstandes ist ein de-
mokratischer Entscheid inner-
halb des Parteigremiums, das 
für Abstimmungsempfehlun-
gen zuständig ist», so die Ein-
ordnung des VU-Präsidenten. 

Regierungschef Daniel Risch und VU-Regierungschefkandidatin Bri-
gitte Haas plädieren für ein Nein zur DpL-Initiative. Der VU-Parteivor-
stand gab dennoch die Ja-Parole heraus. Bild: Gianluca Urso
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